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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer, Christa Nickels, Gila Altmann (Aurich), 
Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
- Drucksache 13/7667 - 


Sammelübersicht 208 zu Petitionen 

(Keine Magnetschwebebahn zwischen Berlin und Hamburg) 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 5-13-12-9302-023679 und 12 weitere Petitionen der 
Bundesregierung zur Berücksichtigung zu überweisen. 


Bonn, den 22. Juni 1998 

Amke Dietert-Scheuer 
Christa Nickels 
Gila Altmann (Aurich) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Die Petenten fordern, auf den Bau einer Magnetschwebebahn als 
Verbindung zwischen Berlin und Hamburg zu verzichten. Dem ist 
aus folgenden Gründen zuzustimmen: 

Das von der Bundesregierung im April 1997 vorgelegte neue Fi- 
nanzierungs- und Erlöskonzept ist gescheitert. Mit ihm sind - wie 
bereits der Bundesrechnungshof kritisiert hat - erhebliche Risiken 
für den Bundeshaushalt und für die Bundestochter DB AG ver- 
bunden. Die Bundesregierung ist bislang weder bereit noch in der 
Lage gewesen, die Kritikpunkte zu klären und Korrekturen durch- 
zuführen. 

Dies liegt an strukturellen Mängeln des neuen Konzeptes. Durch 
den Versuch der Bundesregierung, die ohnehin beträchtlichen 
baulichen und betrieblichen Risiken des Transrapid auf die DB AG 
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zu verlagern, sind zusätzliche Abgrenzungsprobleme entstanden. 
Diese haben es der Bundesregierung ermöglicht, das wahre Aus- 
maß der finanziellen Belastungen für Bund, Länder und DB AG, 
aber auch der noch ungelösten betrieblichen Probleme des Trans- 
rapid zu verschleiern. 

Fest steht mittlerweile lediglich, daß 

1. bislang kein schlüssiges Sicherheits- und Notfallkonzept für 
Hochgeschwindigkeitsunfälle des Transrapid existiert, 

2. keine erfolgreiche Risiko- Abgrenzung und gleichmäßige Risi- 
koverteilung zwischen Bund, Bahn und Industrie für Kosten- 
steigerungen, mangelnde Erlöse und Ausfall des Gesamtsy- 
stems erfolgt ist, 

3. die DB AG für die Überlassung des Betriebssystems für den 
Transrapid durch Zahlung des garantierten Nutzungsentgeltes 
über die Laufzeit von 18 Jahren 8,872 Mrd. DM zahlen soll, 
ohne Eigentum am System zu erwerben, 

4. die DB AG zum Ablauf der Laufzeit von 18 Jahren durch Aus- 
übung der ,call-option' das Betriebssystem käuflich erwerben 
soll, 

5. alleinig die DB AG finanzielle Belastungen durch die Wieder- 
beschaffung von Fahrzeugen und - nach Zahlung des garan- 
tierten Nutzungsentgeltes und Kauf des Betriebssystems - von 
Elementen des Betriebssystems zu tragen hat. Diese Ersatzin- 
vestitionen werden sich bis 2035 voraussichtlich auf rd. 16 Mrd. 
DM summieren, 

6. der Bund seinen geplanten Fahrwegkredit von 6,1 Mrd. DM an 
die DB AG in einen verlorenen Zuschuß umwandeln muß, weil 
die Erlöse der DB AG nicht ausreichen werden, um eine Rück- 
zahlung zu ermöglichen, 

7. der Bund mittel- und langfristig durch erhöhte Aufwendungen 
an die DB AG für die Verluste des Transrapid einstehen muß, 

8. die betroffenen Länder und Kommunen erhebliche Mittel aus 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz für die Anbin- 
dung des Transrapid an öffentliche Verkehrsmittel und an die 
vorhandene Infrastruktur aufwenden müssen. Dies wird zu La- 
sten vorhandener Ausbauprogramme erfolgen müssen, da eine 
Mittelaufstockung durch den Bund nicht vorgesehen ist. 

Vollständige Unklarheit herrscht weiterhin über zentrale Elemen- 
te des Finanzierungskonzeptes. Klare Vereinbarungen zwischen 
Bund und privaten Projektträgern über die Verteilung von Investi- 
tions- und Betriebslasten sind nicht nur nach dem Magnetschwe- 
bebahnbedarfsgesetz (MsbG), sondern auch nach den Prinzipien 
der ordentlichen Haushaltsführung des Bundes Voraussetzung für 
die letztendliche Entscheidung über das Projekt. 

Diese Entscheidung kann nicht ohne erneute Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages erfolgen. Die Bundesregierung hat sich 
gesetzlich, aber auch durch Absichtserklärungen gegenüber Par- 
lament und Ausschüssen zur Vorlage dieser Vereinbarungen ver- 
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pflichtet. Bis heute ist sie diesen Verpflichtungen nicht nachge- 
kommen. 

Aus den dargelegten Gründen fordern wir die Bundesregierung 
auf, 

1 . das Eisenbahn-Bundesamt unverzüglich mit einer detaillierten 
Überprüfung der bisherigen Sicherheits-, Wartungs-, Notfall- 
und Evakuierungskonzepte für den Transrapid zu beauftragen 
und dem Parlament über die Ergebnisse zu berichten; 

2. den Deutschen Bundestag unverzüglich über den Stand der 
Verhandlungen sowie die angestrebte Lastenverteilung zwi- 
schen den Projektbeteiligten in bezug auf 

- die Risikoabgrenzung zwischen Bund, Bahn und Industrie 
bei Kostensteigerungen, mangelnden Erlösen und dem 
Ausfall des Gesamtsystems über einen Zeitraum von mehr 
als 3 Monaten, 

- das Instandsetzungs- und Wartungskonzept für den Trans- 
rapid, 

- die Kostenaufteilung für notwendige Ersatzinvestitionen 
bei Fahrzeugen und Fahrweg, 

- die Frage der Übernahme von Baukostensteigerungen 
beim Fahrweg, 

- die etwaige Aufteilung von Verkaufserlösen und der Be- 
teiligung des Bundes, falls der Transrapid exportiert wer- 
den sollte, 

zu informieren und auf dieser Grundlage eine neue, aktuali- 
sierte Fahrgast- und Erlösprognose sowie eine diesbezüglich 
aktualisierte Wirtschaftlichkeitsberechnung vorzulegen; 

3. dem Deutschen Bundestag 

- vor dem Hintergrund des im April 1997 vorgestellten 
„Finanzierungs- und Managementkonzeptes", der „Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung 11 zur Magnetschnellbahnver- 
bindung Berlin-Hamburg sowie des zwischen Bundesmi- 
nisterium für Verkehr, Industriekonsortium und DB AG am 
25. April 1997 Unterzeichneten Eckpunktepapiers eine voll- 
ständige, um die derzeitigen Erkenntnisse und den derzei- 
tigen Planungsstand aktualisierte und alle Zahlungsver- 
pflichtungen und Zahlungsströme zwischen Bund, DB AG 
und Industriekonsortium berücksichtigende Finanzpla- 
nung zur Beschlußfassung vorzulegen, 

- die entsprechend § 2 Magnetschwebebahnbedarfsgesetz 
(MsbG) zur Durchführung und zur Finanzierung erforder- 
lichen Vereinbarungen zur Beschlußfassung vorzulegen; 

4. eine endgültige Entscheidung über den Bau des Transrapid 
gemäß § 2 des MsbG nur auf dem Wege einer Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages über die zu treffenden Vereinba- 
rungen zwischen Industriekonsortium, DB AG und Bund her- 
beizuführen; 
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5. vor der Bundestagswahl keine vertraglichen Vereinbarungen 
zum Transrapid mit Industriekonsortium und DB AG einzuge- 
hen, die eine über die bisherigen Vereinbarungen hinausge- 
hende Bindungs Wirkung haben und damit einen Projektab- 
bruch verteuern würden. 

Insgesamt ist das Anhegen der Petition berechtigt. Die Petition ist 
der Bundesregierung zur Berücksichtigung zu überweisen. 
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